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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 5 R 94/13 B 
 
L 5 R 340/11 (Sächsisches LSG) 
S 9 R 59/10 (SG Dresden) 
 
 
 
Jobcenter Sächsische Schweiz-Osterzgebirge-Pirna, 
vertreten durch den Geschäftsführer …………….., 
Johann-Georg Palitschhof 2, 01705 Freital, 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Georg-Schumann-Straße 146, 04159 Leipzig, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. April 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d  sowie die Richter Dr. K o l o c z e k   

und   K a r m a n s k i   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Sächsischen Landessozialgerichts vom 5. Februar 2013 wird als unzulässig verwor-

fen. 

 

Der Kläger trägt auch die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 

 

Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 81,90 Euro festgesetzt. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 5.2.2013 hat das Sächsische LSG einen Zinsanspruch des Klägers gemäß § 108 

Abs 2 SGB X analog verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde zum 

BSG eingelegt. In der Beschwerdebegründung macht er die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a RdNr 41). 

 

Die Beschwerdebegründung hält folgende Frage für grundsätzlich bedeutsam: 

  "Ist der Erstattungsanspruch des Klägers nach § 103 SGB X gegenüber dem Beklagten 

gem. § 108 Abs. 2 SGB X analog zu verzinsen?" 
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Damit ist die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht dargetan. Es fehlt an ausrei-

chenden Darlegungen zur (a) Klärungsbedürftigkeit, (b) Klärungsfähigkeit und (c) Breitenwirkung 

der angesprochenen Problematik. 

 

a) Eine Rechtsfrage ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn sich die Antwort zB unmittelbar aus 

dem Gesetz ergibt (BSG SozR 1300 § 13 Nr 1; BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 7 RdNr 8) oder 

bereits höchstrichterlich geklärt ist (BSG SozR 1300 § 13 Nr 1; BSG SozR 1500 § 160 Nr 51; 

BSG SozR 1500 § 160a Nr 13, 65). Existiert noch keine höchstrichterliche Entscheidung, so darf 

dies nicht darauf beruhen, dass die Rechtsfrage ohne weiteres anhand des klaren Wortlauts 

und Sinngehalts des Gesetzes oder offensichtlich so zu beantworten ist, wie es das LSG getan 

hat, die Rechtslage also von vornherein praktisch außer Zweifel steht (BSGE 40, 40, 42 = SozR 

1500 § 160a Nr 4; BSG SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 7 RdNr 8). Die 

Lösung des Rechtsproblems muss vielmehr bestritten sein (BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; SozR 

1300 § 13 Nr 1; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 2010, RdNr 315). Der Be-

schwerdeführer muss deshalb im Einzelnen dartun, in welchem Umfang, von welcher Seite und 

aus welchen Gründen die Rechtsfrage umstritten und inwiefern sie im allgemeinen Interesse 

klärungsbedürftig ist (Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 

2011, Kap IX RdNr 186). Hieran fehlt es. Keinesfalls genügt es, lediglich darauf hinzuweisen, 

dass das SG die Frage bejaht und das LSG sie verneint habe. 

 

b) Darüber hinaus ist auch die Klärungsfähigkeit nicht hinreichend dargelegt. Insoweit hätte der 

Kläger aufzeigen müssen, welchen Sachverhalt das LSG bindend (§ 163 SGG) festgestellt hat 

und dass auf dieser Grundlage im angestrebten Revisionsverfahren notwendig über die aufge-

worfene Frage entschieden werden muss. Verschweigt er jedoch, welche tatsächlichen Fest-

stellungen das LSG getroffen hat, kann das Beschwerdegericht nicht allein anhand der Be-

schwerdebegründung beurteilen, ob die als grundsätzlich erachtete Rechtsfrage entscheidungs-

erheblich ist. Unter keinen Umständen reicht es aus, pauschal "auf die Ausführungen des Tat-

bestandes im Urteil des LSG" zu verweisen, um den maßgeblichen Sachverhalt zu individuali-

sieren. Denn es ist nicht Aufgabe des Beschwerdegerichts, die angegriffene Entscheidung 

selbst nach einschlägigen Feststellungen zu durchsuchen (Senatsbeschlüsse vom 21.2.2012 

- B 5 R 222/11 B - BeckRS 2012, 69065 RdNr 9 und vom 16.5.2012 - B 5 R 442/11 B - BeckRS 

2012, 70568 RdNr 13). 

 

c) Da sich die aufgeworfene Frage im Übrigen ausdrücklich nur auf den "Kläger" und die "Be-

klagte" bezieht, hat sie keine übergreifende Relevanz, sondern Einzelfallcharakter. Derartige 

Fragen, die allein durch den konkreten Fall geprägt sind, lassen sich nicht generell beantworten 

und können von vornherein keine Breitenwirkung entfalten. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 
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Die Kostenentscheidung folgt aus § 197a Abs 1 S 1 Teils 3 SGG iVm § 154 Abs 2 VwGO. Da-

nach trägt der Kläger die Kosten des erfolglos eingelegten Rechtsmittels. 

 

Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf § 197a Abs 1 S 1 Teils 1 SGG iVm § 63 Abs 2 S 1, 

§ 52 Abs 3, § 47 Abs 1 und 3 GKG. 
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